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Konsensdemokratie unter Druck?
Politischer Protest in Österreich, 1975–2005
Die vorliegende Studie untersucht das Ausmaß, die Aktionsform und die thematischen Schwerpunkte des
politischen Protests in Österreich von 1975 bis 2005. Die Entwicklungen der 1990er Jahre und vor allem
die Proteste gegen die Bildung der ÖVP-FPÖ-Regierung im Jahr 2000 wurden vielfach als Indikator für
einen Wandel hin zu einer höheren Konfliktintensität der österreichischen Politik gesehen. Auf Basis einer
systematischen Längsschnittuntersuchung weisen wir diese Interpretation zurück. Die Ergebnisse einer
Inhaltsanalyse der Berichterstattung über Protestereignisse zeigen seit den 1990er Jahren ein leicht höhe-
res Mobilisierungsniveau, jedoch keinen klaren Bruch mit stärker auf Konsens ausgerichteten Jahrzehn-
ten. Noch immer ist unkonventionelles politisches Verhalten in Österreich deutlich geringer ausgeprägt
als in vergleichbaren westeuropäischen Ländern und von einem gemäßigteren Aktionsrepertoire bestimmt.
Diese empirischen Befunde werden mit dem spezifischen nationalen politischen Kontext erklärt.
Keywords: Österreich, Konsensdemokratie, politischer Protest, Protestereignisanalyse
Austria, consensus democrazy, political protest, protest event analysis
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1. Einleitung
Die vorherrschenden Charakteristika des
österreichischen politischen Systems und der
politischen Kultur der Bevölkerung standen in
den ersten Jahrzehnten der Zweiten Republik
dem Aufkommen unkonventioneller Formen
politischer Partizipation entgegen. Als Reakti-
on auf die von politischen und ökonomischen
Krisen geprägte Entwicklung Österreichs wäh-
rend der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts stan-
den 1945, nach Wiedererrichtung der Repub-
lik, auf Konsensfindung abzielende Formen der
Entscheidungsfindung innerhalb staatlicher und
para-staatlicher Strukturen im Vordergrund.
Konflikte zwischen gesellschaftlichen Gruppen,
die während der Ersten Republik zum Teil ge-
walttätig ausgetragen worden waren (Botz
1975), sollten nun mittels konkordanzdemo-
kratischer und korporatistischer Verfahren ge-
löst werden (Lehmbruch 1967; Lijphart 1999).
Diese Arrangements enthielten für die Masse
der Bevölkerung wenige Partizipationschancen,
besaßen jedoch aufgrund ihrer Ergebnisse eine
hohe Legitimation. Das Institutionenvertrauen
der BürgerInnen war stark ausgeprägt, ihr poli-
tisches Engagement konzentrierte sich auf die
politischen Parteien, vor allem auf ÖVP und
SPÖ. Aufgrund einer spezifischen staatlich-bü-
rokratischen Tradition wurde Modernisierung
„von oben“, durch den Staat erwartet – weniger
über zivilgesellschaftliches Engagement (Ha-
nisch 1994, 15).
Spätestens seit den 1980er Jahren sind meh-
rere Charakteristika der Nachkriegszeit zunächst
in Frage gestellt und in weiterer Folge aufgege-
ben worden. Der Wandel der politischen Kultur
zeigt sich in einer höheren Konfliktakzeptanz
(Plasser/Ulram 2002) und der Öffnung des Sys-
tems für neue AkteurInnen – vor allem im
Parteienwettbewerb. Aus (west-)europäischer
Perspektive erscheint Österreich nach dem sig-
nifikanten Abbau von Eigenheiten, den Pelinka
(1995) als „Entaustrifizierung“ bezeichnete,
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nicht mehr als deviant case. Als wichtiger Indi-
kator dieser Normalisierung wurde der Bedeu-
tungszuwachs informeller Elemente direkter
Demokratie (Bürgerinitiativen, Soziale Bewe-
gungen) gesehen (Pelinka 1991, 240ff; Camp-
bell 1991). Die traditionellen politischen Lager
sind nun nicht mehr in der Lage, neu auftreten-
de Politikbedürfnisse zu „domestizieren“
(Pelinka/Rosenberger 2003, 83), da sich die
politische Kultur der Bevölkerung von einer
„subject“ hin zu einer „participant orientation“
(Pelinka 1998) gewandelt hat (vgl. auch Haller
2005; Gerlich/Pfefferle 2006, 510).
Die vorliegende Untersuchung geht der Fra-
ge nach, ob sich im Bereich des unkonventio-
nellen politischen Verhaltens, das in weiterer
Folge mit politischem Protest1  gleichgesetzt
wird, seit den späten 1970er Jahren tatsächlich
ein ähnlicher Bruch konstatieren lässt, wie er
für die andere zentrale politische Arena, den
Parteienwettbewerb, vielfach festgestellt wur-
de (z.B. Dolezal 2005; Plasser/Ulram 2006). Die
Analyse knüpft dabei an Theorien und Metho-
den der sozialen Bewegungsforschung an (vgl.
McAdam et al. 1996; Snow et al. 2004) und
untersucht erstmals im Längsschnitt das Protest-
verhalten in Österreich von 1975 bis 2005. Die
der Normalisierungsthese häufig innewohnen-
de „empirische Lücke“ (Schedler 1993) wird in
diesem Bereich somit geschlossen.
Zunächst diskutieren wir die Rahmen-
bedingungen politischen Protests in Österreich
und stützen uns dabei auf den Ansatz der politi-
schen Opportunitätsstruktur (vgl. Kriesi 2004),
danach wird die methodische Grundlage der vor-
liegenden Untersuchung erläutert. Schließlich
werden die zentralen empirischen Befunde der
Längsschnittuntersuchung vorgestellt und inter-
pretiert. Die Ergebnisse zeigen die erwartete stär-
kere Protestmobilisierung seit den 1990er Jah-
ren, jedoch keinen klaren Bruch mit stärker auf
Konsens ausgerichteten Epochen wie die 1970er
Jahre. Immer noch ist unkonventionelle politi-
sche Mobilisierung in Österreich deutlich gerin-
ger ausgeprägt als in vergleichbaren westeuro-
päischen Ländern. Die starke außerparlamenta-
rische Mobilisierung gegen die Bildung der
ÖVP/FPÖ-Regierung im Februar 2000 ist somit
als extremer Ausreißer und nicht als Anzeichen
eines Epochenbruchs zu interpretieren. Wenn ein
geringes Niveau an Protestverhalten und ein ge-
mäßigtes Aktionsrepertoire2  Indikatoren für das
Vorhandensein einer Konsensdemokratie sind,
muss Österreich demnach auch weiterhin die-
sem Typus zugeordnet werden.
2. Politischer Kontext und Protest
Der Forschungsstand zu politischem Protest
in Österreich (Pelinka 1991; Gottweis 1997) ist,
verglichen mit anderen Ländern, unbefriedigend.
Die vorhandenen Darstellungen sind wenig sys-
tematisch und bedienen sich eher Strategien der
anekdotischen Evidenz.3  Längsschnittunter-
suchungen sind generell extrem selten, und
insgesamt beziehen sich die vorhandenen Stu-
dien zu wenig auf theoretische und methodische
Ansätze der vergleichenden Forschung zu sozi-
alen Bewegungen.4  Meist wurden nur bestimm-
te Protestereignisse bzw. Bewegungen unter-
sucht: so vor allem die StudentInnenbewegung
(Fischer-Kowalski 1982; Giller 1983; Keller
1988; Marschitz/Szyszkowitz 1992; Schwendter
1996; Stoffl/Urbas 1980), die Anti-AKW-Bewe-
gung und die Umweltbewegung mit den
Kristallisationspunkten Zwentendorf und Hain-
burg (Götz 2005; Hauer 1986; Kok/Schaller
1986; Pelinka 1986; Preglau 1994; Schaller
1987; Wimmer 1980; Wösendorfer 1988; siehe
auch Fawn 2006), die Frauenbewegung (Fischer
1986; Gaudart 1986; Geiger/Hacker 1989; Pluntz
1984), die Dritte-Welt- bzw. internationale Soli-
daritätsbewegung (Klement 1986; Kolland 1984;
Luger 1986) sowie die Friedensbewegung der
1980er Jahre (Gusenbauer 1987; Komlosy 1983;
Schneider 1984a; 1984b; Maislinger 1984). Ge-
meinsamer Nenner der allermeisten Studien ist
die Feststellung, dass unkonventionellen Formen
politischer Partizipation in Österreich eine – ge-
rade im internationalen Vergleich – geringe Be-
deutung zukommt, was unter Umständen das re-
lativ geringe Interesse an diesem Unter-
suchungsgegenstand erklärt.5
Das geringe Ausmaß des politischen Protests
wird zumeist mit Spezifika der österreichischen
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politischen Kultur und Geschichte erklärt. In der
vorliegenden Studie wollen wir jedoch über die-
se Nabelschau hinausgehen und auf Erklärungs-
faktoren der komparativen Sozialforschung zu-
rückgreifen. Die Stärke oder Schwäche unkon-
ventioneller Mobilisierung wird in der verglei-
chenden Bewegungsforschung seit der frühen
Pionierstudie von Eisinger (1973) primär mit
dem politischen Kontext erklärt (u.a. Kitschelt
1986; Meyer 2004; Tarrow 1998), wobei wir
im Folgenden auf dessen Konzeptualisierung
durch Kriesi (2004; Kriesi et al. 1995) zurück-
greifen. Der politische Kontext setzt sich dann
aus drei Sets von Variablen zusammen: die po-
litischen Opportunitätsstrukturen im engeren
Sinne, die Akteurskonfiguration und der
Interaktionskontext. Unsere nachfolgende Ana-
lyse, die vor allem die grundlegenden, eher sta-
bilen Elemente des politischen Kontexts betont,
rückt die beiden ersten Variablensets in den
Vordergrund. Drei Eigenschaften der politischen
Opportunitätsstrukturen werden als zentral ein-
gestuft: die formalen institutionellen Strukturen,
die informellen Verfahren bzw. die vorherr-
schende Strategie im Umgang mit Heraus-
forderInnen und die traditionellen Konflikt-
linien. Im Zentrum der Akteurskonfiguration,
dem zweiten Variablenset, steht die Bedeutung
parteipolitischer AllianzpartnerInnen. Aus der
spezifischen Konfiguration dieser Faktoren ent-
wickeln sich die strategischen Optionen und
Erfolgschancen politischer HerausforderInnen
(vgl. Kitschelt 1986, 58).
2.1. Politische Opportunitätsstrukturen
2.1.1. Formale institutionelle Strukturen:
2.1.1. starker Staat und schwache Zivilgesell-
2.1.1. schaft
Die Ausgestaltung der formalen politischen
Strukturen, worunter vor allem das Ausmaß der
Offenheit des Zugangs zu Entscheidungs-
verfahren sowie die Umsetzungsmöglichkeit
staatlicher Entscheidungen fallen, führt zur Dif-
ferenzierung zwischen starken und schwachen
Staaten (Badie/Birnbaum 1979). Aus kompara-
tiver Sicht ist Österreich weitgehend als starker
Staat einzustufen. Dies zeigt sich bereits im
Grad der Zentralisierung der Staatsgewalt, die,
verglichen mit anderen Bundesstaaten, stark
ausgeprägt ist (Lane/Ersson 1994, 224; Lijphart
1999, 185ff.; Pelinka/Rosenberger 2003, 223).
Die Gewaltenteilung zwischen Regierung und
Parlament ist aufgrund der stabilen und starken
Koalitionen (bzw. Alleinregierungen) nur
schwach ausgeprägt und durch eine klare Do-
minanz der Exekutive charakterisiert, die sich
auf einen relativ starken bürokratischen Appa-
rat stützen kann (vgl. Schnapp 2000). Verstärkt
wird die relative Autonomie der administrati-
ven Arena gegenüber neuen HerausforderInnen
durch das immer noch ressourcenstarke, kohä-
rent strukturierte und professionalisierte System
der Interessenvermittlung zwischen den etab-
lierten Verbänden in der Sozialpartnerschaft. Mit
Blick auf die parlamentarische Arena lässt sich
festhalten, dass das Verhältniswahlsystem zwar
den Zugang für neue Parteien erleichtert, die
(effektive) Anzahl der Parteien aber bis in die
1990er Jahre gering war (vgl. Dolezal 2005,
169–170). Zudem treten Österreichs Parteien
geschlossen auf und zeigen im Parlament eine
starke Fraktionsdisziplin, was die Anknüpfungs-
möglichkeit für außen stehende AkteurInnen
reduziert. Direktdemokratische Instrumente, die
politischen HerausforderInnen zusätzliche Zu-
gangsmöglichkeiten zu Entscheidungsverfahren
geben, sind vorhanden, müssen jedoch als rela-
tiv schwach eingestuft werden, da Referenden
von der Zivilgesellschaft nicht eingeleitet wer-
den können und den Volksbegehren ein rein
appellativer Charakter zukommt. Bis in die spä-
ten 1990er Jahre waren letztere aufgrund der
damaligen Regelung der Einleitungsphase auch
primär ein strategisches Instrument des Parteien-
wettbewerbs (Müller 1998; Plasser/Ulram
1983).
2.1.2. Informelle Strategien im Umgang mit
2.1.2. HerausforderInnen: die Strategie der
2.1.2. Integration
Informelle Verfahren der Entscheidungs-
findung und die vorherrschende Strategie im
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Umgang mit politischen HerausforderInnen
variieren in vergleichender Perspektive zwi-
schen Strategien des Ausschlusses und der In-
tegration (Kriesi et al. 1995, 34ff.). Solche Stra-
tegien weisen eine lange Pfadabhängigkeit auf
und sind somit kurz- und mittelfristig als stabil
anzusehen, beruhen sie doch auf kollektiven
Lernprozessen. Die typischen Charakteristika
des österreichischen politischen Systems und der
politischen Kultur – Konkordanz und Konsens
– sprechen für eine primär integrierende Stra-
tegie des Umgangs mit politischen Heraus-
forderInnen. Allerdings muss hier zwischen tra-
ditionellen und neuen Konflikten differenziert
werden, da die vorhandenen formellen und in-
formellen Strukturen, vor allem das System der
Sozialpartnerschaft, primär auf klassische
Cleavages wie den Gegensatz von Arbeit und
Kapital bzw. von agrarischen und industriellen
Interessen ausgerichtet sind. Neu aufgetretene
Konflikte und AkteurInnen, etwa die Neuen
Sozialen Bewegungen (NSB)6  in den 1970er
und 1980er Jahren, konnten nicht immer in die-
se Strukturen eingebettet werden.
2.1.3. Die Stärke traditioneller und neuer
2.1.3. Cleavages
Die Stärke traditioneller Cleavages und die
damit verbundene Chance einer unkonventio-
nellen Mobilisierung neuer Konflikte werden
durch zwei Faktoren bestimmt: Erstens durch
den Grad an Geschlossenheit (soziale Homo-
genität, organisatorische Integration und politi-
sche Abkapselung) und zweitens durch den
Grad der Befriedung, also der Absenz einer au-
ßerparlamentarischen Mobilisierung der alten
Cleavages (Kriesi et al. 1995, 3ff.). Hierbei be-
steht eine Art „Nullsummenhypothese“: Je ge-
schlossener und weniger befriedet die alten
Konflikte sind, desto weniger politischer Pro-
test ist in Bezug auf neue Themen zu erwarten.
Von wesentlicher Bedeutung in unserem
Untersuchungszeitraum sind der Klassen-
cleavage und seit den 1990er Jahren die neue
Konfliktlinie zwischen GewinnerInnen und
VerliererInnen der Globalisierung (vgl. Kriesi
et al. 2006). In vergleichender Perspektive kann
der Klassenkonflikt in Österreich während der
1970er Jahre als geschlossen und befriedet an-
gesehen werden.7  Die ihn tragenden sozialen
Gruppen wurden außerparlamentarisch nicht
mobilisiert und waren aufgrund ihrer Geschlos-
senheit – im Gegensatz zu anderen westeuro-
päischen Ländern – für die Mobilisierung durch
NSB nicht verfügbar. Seit den 1980er Jahren
hat die Bedeutung der traditionellen Cleavages
in Österreich abgenommen (Plasser et al. 2000),
gleichzeitig haben seit den 1990er Jahren mit
Globalisierung und Europäisierung verbunde-
ne Themen, worunter vor allem Forderungen
nach kultureller Abgrenzung fallen, an Bedeu-
tung gewonnen. Diese Mobilisierungspotenziale
wurden jedoch relativ schnell organisiert und
durch die FPÖ (und das BZÖ) in das Parteien-
system integriert (Dolezal 2005).8
2.2. Akteurskonfiguration: Stärke und
Regierungsbeteiligung von
AllianzpartnerInnen
Die Akteurskonfiguration ist, verglichen mit
den zuvor genannten Strukturmerkmalen, der
kurzfristig am schnellsten veränderbare Faktor
des politischen Kontexts (vgl. Tarrow 1998, 77–
80). Von zentraler Bedeutung sind hier die Stär-
ke und Regierungsbeteiligung möglicher partei-
politischer AllianzpartnerInnen, wobei wir in
den 1970er und 1980er Jahren den Blick vor
allem auf die Linke und seit den 1990er Jahren,
aufgrund einer veränderten Themenlage, ver-
stärkt auf die Neue Rechte richten (vgl. Kriesi
1999).
Aus Sicht der NSB und all jener Gruppie-
rungen, die der politischen Linken zugeordnet
werden können, ist erstens die Frage zentral, ob
die Linke als vereinte politische Kraft auftritt
oder in eine gemäßigte (sozialdemokratische)
und radikale (kommunistische) Strömung ge-
teilt ist. Im Gegensatz zu Ländern wie Frank-
reich und Italien konnte die kommunistische
Linke in Österreich (KPÖ) niemals eine rele-
vante Rolle einnehmen, weshalb die SPÖ hier
eindeutig über eine hegemoniale Stellung ver-
fügt. In den 1970er und 1980er Jahren war sie
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daher grundsätzlich in der Lage, Themen der
NSB aufzunehmen, ohne einen Verlust an ih-
rem linken Rand zu riskieren (vgl. Gottweis
1997). Dies galt vor allem für Forderungen der
Frauenbewegung, nicht aber für den Umwelt-
bereich, da traditionelle Politikpräferenzen des
Gewerkschaftsflügels einer ökologischen Stra-
tegie entgegenstanden.
Aus Sicht der politischen HerausforderInnen
ist zweitens die machtpolitische Stellung der
SPÖ bedeutend, da von einer Linkspartei viel-
fach weitergehende Reformmaßnahmen zu er-
warten sind, welche die Notwendigkeit außer-
parlamentarischer Mobilisierung reduzieren
könnten. Sollte diese These zutreffen, wäre im
Untersuchungszeitraum – unter sonst gleichen
Bedingungen – ein linearer Anstieg des Protes-
tes linker Bewegungen zu erwarten, da der Ein-
fluss der SPÖ auf die Regierungspolitik
schrittweise abnahm: Alleinregierung (1970–
1983), dominante Koalitionspartei (1983–
1986), stärkere Koalitionspartei (1987–2000),
Oppositionspartei (2000–2005). Konträr verhält
es sich dazu bei rechten Bewegungen, die Posi-
tionen der kulturellen und politischen Abgren-
zung vertreten und gerade seit den 1990er Jah-
ren auf ein zunehmendes Mobilisierungs-
potenzial bauen können. Deren unkonventionel-
le Mobilisierung sollte, wie bereits erwähnt,
durch die zunehmende Stärke und Regierungs-
beteiligung ihrer Allianzpartnerin – der Neuen
Rechten (FPÖ bzw. BZÖ) – eher gering ausfal-
len (vgl. Koopmans et al. 2005; Kriesi et al.
2006).
2.3. Hypothesen
Die – naturgemäß verkürzte – Darstellung
des politischen Kontexts unkonventionellen
politischen Verhaltens führt zu folgenden Er-
wartungshaltungen für die anschließende em-
pirische Analyse:
Erstens sollte das generelle Ausmaß der un-
konventionellen politischen Mobilisierung
aufgrund der Stärke des Staates, die politischen
HerausforderInnen weniger Mobilisierungs-
chancen als in anderen Länder bietet, und der
angestrebten Integration in etablierte (in)for-
melle Verfahren relativ gering sein. Zudem bot
ein befriedeter, aber dennoch geschlossener
Klassenkonflikt in den 1970er und 1980er Jah-
ren weder ein Potenzial für einen klassen-
basierten Protest noch für andere Arten unkon-
ventioneller Mobilisierung. Ähnlich verhält es
sich mit der neuen, sich im Zuge der Globali-
sierung herauskristallisierenden Konfliktlinie,
die ebenfalls schnell und erfolgreich in die
parteipolitische Arena integriert wurde.
Zweitens sollte die weitgehend konsens-
orientierte, informelle Dimension der politi-
schen Opportunitätsstrukturen zu einem relativ
gemäßigten Aktionsrepertoire führen, da die
politischen HerausforderInnen danach streben
bzw. angeregt werden, Teil eben dieser infor-
mellen Strukturen zu werden und daher auf här-
tere, vor allem gewalttätige Protestformen zu
verzichten.
Drittens sollte der (wenige) Protest ein rela-
tiv breites Themenspektrum abdecken: In den
1970er und 1980er Jahren sollte er, im Gegen-
satz etwa zu Frankreich, nur wenig unkonven-
tionelle Mobilisierung im Bereich des Klassen-
konfliktes aufweisen und auch weniger stark als
etwa in Deutschland von den Themen der NSB
dominiert sein, vor allem von jenen, die von den
Parteien integriert wurden. Gleichzeitig sollten
die abnehmende Bedeutung des Klassen-
konfliktes und der relative Einflussverlust der
SPÖ ab den 1990er Jahren zu einem stärkeren
Ausmaß unkonventioneller Mobilisierung des
linken Spektrums führen. Insgesamt erwarten
wir, abgesehen vom letztgenannten Punkt und
einer leichten Veränderung der Konsens- hin zur
Konfliktkultur, für den Untersuchungszeitraum
eine nur geringe Veränderung der Protest-
aktivität.
3. Methodik der Untersuchung
Zur Beantwortung der aufgeworfenen Fra-
gen nach dem Ausmaß des politischen Protests,
seiner Form sowie seiner thematischen Schwer-
punkte nutzen wir im Folgenden einen neuen
Datensatz zu Protestereignissen in Österreich,
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der den Zeitraum von 1975 bis 2005 abdeckt.9
Dieser Datensatz basiert auf einer Inhaltsanalyse
der medialen Berichterstattung über Protest-
ereignisse und knüpft somit an Analysen der
internationalen Bewegungsforschung an (vgl.
Ekiert/Kubik 1998; Kriesi et al. 1995; Rucht
2001; Tarrow 1989). Bislang liegt eine ver-
gleichbare Untersuchung, abgesehen von einer
Studie zu konfliktreichen Großbauvorhaben
(Wagner et al. 1989; 1990), für Österreich nicht
vor.
Die Protestereignisanalyse (PEA) ist eine
Form der quantitativen Inhaltsanalyse und ent-
wickelte sich in den letzten Jahrzehnten zu ei-
nem der Standardinstrumente der Bewegungs-
forschung (vgl. Earl et al. 2004; Koopmans/
Rucht 2002; Ortiz et al. 2005; Rucht et al. 1998).
Diese Methode ermöglicht eine solide empiri-
sche Absicherung der Beobachtung von Protest-
aktivität in größeren geografischen Räumen und
über eine beachtliche Zeitspanne hinweg
(Koopmans/Rucht 2002, 231).10  Von entschei-
dender Bedeutung im Rahmen einer PEA sind
die Definition eines Protestereignisses, die be-
nutzten Quellen sowie die Samplingstrategie.
Unsere Analyse knüpft im Wesentlichen an die
Strategie von Kriesi et al. (1995) an: Erstens
basiert die Auswahl der Untersuchungsobjekte
nicht auf einer ausformulierten Definition eines
Protestereignisses (vgl. Rucht et al. 1992, 4),
sondern auf einer detaillierten und breiten Liste
an Aktionsformen, die einen Protestcharakter
aufweisen.11  Zweitens wird die Berichterstat-
tung in einer nationalen Tageszeitung codiert;
im Falle Österreichs ist dies „Die Presse“, die
größte im gesamten Untersuchungszeitraum
verfügbare nationale Qualitätszeitung. Drittens
werden nur jene Ereignisse erfasst, über die in
der Montagsausgabe12  der Zeitung berichtet
wird. In einem entscheidenden Punkt gehen wir
jedoch über das methodische Vorgehen von
Kriesi et al. (1995) hinaus, da wir die Selektion
der relevanten Artikel soweit als möglich mit-
tels einer stichwortbasierten Suche in elektro-
nischen Zeitungsarchiven durchführen.13
Die PEA im Allgemeinen und die Samp-
lingstrategie von Kriesi et al. (1995) im Spezi-
ellen führten zu einer kritischen Debatte in der
Literatur. Gerade dem Umstand, dass die PEA
eine (verzerrte) kommunikative und keine so-
ziale Realität abbildet, ist unserer Meinung
nach Rechnung zu tragen. Allerdings sind sol-
che Verzerrungen dem Verständnis von Protest
als sozialem Phänomen nicht grundsätzlich ent-
gegengesetzt. Im Gegenteil, denn gerade diese
kommunikative Realität ist von besonderer Re-
levanz für die Bevölkerung und die politischen
Entscheidungsträger, da beide, von Ausnahmen
abgesehen, erst durch die mediale Kommuni-
kation von Protest erfahren (Koopmans/Rucht
2002, 252). Ferner sind einige der Verzerrun-
gen ansatzweise empirisch belegt und können
somit in die Interpretation der Ergebnisse ein-
fließen. So halten auch Earl et al. (2004, 77)
fest, dass die Qualitätsstandards der PEA im
Vergleich zu anderen Erhebungsinstrumenten
(etwa Befragungen) gut abschneiden, und die
Zeitungsdaten in Kenntnis gewisser Verzerrun-
gen effektiv eingesetzt werden können. Zu den
wesentlichen empirischen Befunden zählt etwa
die höhere Wahrscheinlichkeit, mit der über
teilnehmerstarke und gewalttätige Ereignisse
berichtet wird (vgl. McCarthy et al. 1996). Fer-
ner führt die Berücksichtigung zusätzlicher
Quellen bei einer PEA nicht grundsätzlich zu
verlässlicheren Resultaten (vgl. Myers/Schaefer
Caniglia 2004, 536), weshalb die Wahl einer
einzigen nationalen Qualitätszeitung gerade mit
Blick auf den im Vordergrund stehenden Längs-
schnitt nicht nur aus forschungsökonomischen
Gründen berechtigt ist.14  Schließlich ist bekannt,
dass die Wahl der Montagsausgabe zu einer
gewissen Unterrepräsentanz der Proteste von
ArbeiterInnen, LandwirtInnen und Studierenden
führt (vgl. Barranco/Wisler 1999). Aus diesem
Grund nehmen wir (offizielle) Streiks nicht in
die Inhaltsanalyse auf, sondern stützen uns
hierbei auf die vorhandenen Statistiken (vgl.
Koopmans 1995, 261).
4. Ergebnisse der Protestereignisanalyse
Auf Basis unserer Untersuchung können nun
auch für Österreich empirisch fundierte, quan-
titative Aussagen über die Entwicklung des po-
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litischen Protests getroffen werden. Wir disku-
tieren zunächst die Entwicklung der Anzahl der
Protestereignisse und der TeilnehmerInnen.
Anschließend folgt eine Besprechung des
Aktionsrepertoires der Proteste sowie deren the-
matischer Ausrichtung. Neben dem Längs-
schnitt werden die Ergebnisse mittels der Da-
ten von Kriesi et al. (1995) für Deutschland,
Frankreich, die Schweiz und die Niederlande
von 1975 bis 1989 auch in ländervergleichender
Perspektive diskutiert.
Abbildung 1 zeigt in einem Längsschnitt die
Anzahl der erhobenen Protestereignisse pro Jahr
sowie das Ausmaß der Beteiligung, gemessen
anhand der Summe der TeilnehmerInnen bei
allen Ereignissen.15  Zusätzlich erfasst sind die
TeilnehmerInnen bei (offiziellen) Streiks, um die
Intensität des traditionellen Klassenkonflikts
abzubilden. Bei diesen Zahlen handelt es sich
jedoch, wie weiter oben erwähnt, nicht um Er-
gebnisse der Medieninhaltsanalysen, sondern
um offiziell erfasste Daten.16
Die Anzahl der Protestereignisse ist gene-
rell extrem niedrig; nur in den Jahren 1996 (neue
StudentInnenbewegung) und 2000 (Proteste
gegen die ÖVP-FPÖ-Regierung) wurden mehr
als dreißig erfasst. Beide Jahre bilden kleine
Gipfel in der Entwicklung, doch ist der Langzeit-
trend, dem aufgrund der angewandten Samp-
lingstrategie unser Hauptaugenmerk gelten
muss, keineswegs ansteigend. Zieht man die
Daten von Kriesi et al. (1995, 20) zum Vergleich
heran, fällt die Ereignisanzahl in Österreich rund
neunmal geringer aus als im Mittel der dort un-
tersuchten Länder.17  Bei der Anzahl der
TeilnehmerInnen als weiterem Indikator für das
Mobilisierungsniveau zeigen die Daten in Ab-
bildung 1 erneut äußerst niedrige Werte bis in
die frühen 1990er Jahre. Allein das Jahr 1983,
mit einer großen Friedensdemonstration, weist
einen leicht höheren Wert auf. Die Werte der
1970er und 1980er Jahre verdeutlichen somit
einmal mehr die Mobilisierungsschwäche der
NSB. Verglichen mit den Daten von Kriesi et
al. (1995, 22) fällt das generelle Mobilisierungs-
niveau pro Million Einwohner18  in Österreich
rund viermal geringer aus als in den Vergleichs-
ländern. Seit den 1990er Jahren sind die Werte
insgesamt etwas höher, einen klaren Ausreißer
nach oben stellt das Jahr 2000 dar. Auch die
Abbildung 1: Partizipationsvolumen (Anzahl der Ereignisse und TeilnehmerInnen)
Quelle: eigene Erhebung
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Streikdaten verdeutlichen das insgesamt extrem
niedrige Konfliktniveau. Allein das Jahr 2003
mit dem, gemessen anhand der mobilisierten
ArbeitnehmerInnen19 , größten Streik in der
Zweiten Republik stellt hier eine Ausnahme dar,
doch in sechs von 31 erfassten Jahren gab es
keinen einzigen Streik. Im internationalen Ver-
gleich (Karlhofer 2006, 474) unterstreichen die-
se Zahlen das generell niedrige unkonventio-
nelle Mobilisierungsniveau in Österreich und
belegen die Befriedung des traditionellen
Klassenkonflikts. Zusammenfassend weisen alle
drei diskutierten Indikatoren auf eine in verglei-
chender Perspektive geringe Protestmobi-
lisierung hin. Zudem nimmt die Häufigkeit un-
konventioneller Ereignisse im Untersuchungs-
zeitraum kaum zu, wobei allerdings einige
besonders mobilisierungsstarke Ereignisse, wie
das „Lichtermeer“ (1993), die Protestlandschaft
seit den 1990er Jahren prägten.
Die Analyse der Protestformen (Tabelle 1)
weist auf ein relativ gemäßigtes Aktions-
repertoire hin. Rund 72 Prozent aller Ereignis-
se entfallen auf die Kategorien „Petitionen“,
„Festivals“ und „demonstrative Formen“. Zu-
dem liegt deren realer Anteil wohl noch höher,
da die Medien gewalttätige Proteste aufgrund
ihres höheren Nachrichtenwerts in der Bericht-
erstattung eher berücksichtigen. Auch der für
1975 bis 1989 mögliche Ländervergleich betont
für Österreich ein gemäßigtes Aktionsrepertoire
(vgl. Kriesi et al. 1995, 50).20  Der Längsschnitt
zeigt generell nur wenige Veränderungen, allein
der Anteil an Ereignissen mit schwerer Gewalt
(Gewalt gegen Personen, Brandstiftung) erreich-
te nie mehr den Wert der 1970er Jahre.21  So fin-
det sich im Datensatz für den Beginn des 21.
Jahrhunderts kein einziges Ereignis dieser Art.
Von zentraler Bedeutung ist schließlich die
Frage, welche thematischen Ziele die einzelnen
Protestereignisse und die dort mobilisierten
AktivistInnen verfolgten; Tabelle 2 zeigt dies
aufgeteilt nach Jahrzehnten und stützt sich auf
das Kategoriensystem von Kriesi et al. (1995).
Auf Basis des Anteils an Protestereignissen
dominieren folgende Themen über den gesam-
ten Untersuchungszeitraum hinweg: die Um-
weltbewegung (17,8 Prozent), dazu die Anti-
AKW-Bewegung (5,8), die StudentInnen-
bewegung (7), der Rechtsextremismus (6,6), der
Anti-Rassismus (6,2) und die ArbeiterInnen-
bewegung (5,6).22  In Bezug auf die mobilisier-
ten TeilnehmerInnen sind es – und dies zeigt
einmal mehr deren ungewöhnlich starke Mobi-
lisierung – die Proteste gegen die ÖVP-FPÖ-
Koalition (15,8)23 ; ferner die Homosexuellen-
Bewegung (16,4), die Anti-Rassismus-Bewe-
gung (14,3) mit dem Kristallisationspunkt
„Lichtermeer“, die Umweltbewegung (12,6)
und die Friedensbewegung (10,4). Die promi-
nente Stellung der Homosexuellenbewegung
stellt jedoch hinsichtlich der TeilnehmerInnen
einen Grenzfall dar, da hier vor allem die seit
1996 jährlich in Wien abgehaltene „Regen-
bogenparade“ (Repnik 2006, 133ff.) erfasst
wurde.24
Tabelle 1: Aktionsformen der Protestereignisse (Prozentwerte)
1975–1979 1980–1989 1990–999 2000–2005 Total
Petitionen 7,0 11,4 16,3 14,3 13,3
Festivals 1,4 2,3 1,7 3,4 2,2
demonstrative Formen 47,9 61,4 55,1 60,5 57,0
konfrontative Formen 23,9 19,7 16,9 18,5 19,0
leichte Gewalt 5,6 2,3 2,8 3,4 3,2
schwere Gewalt 14,1 3,0 7,3 0,0 5,4
N (71) (132) (178) (119) (500)
Quelle: eigene Erhebung
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Tabelle 2: Them
atische Zuordnung der Protestereignisse (Prozentw
erte)
1975–1979
1980–1989
1990–1999
2000–2005
Total
Ereignisse Teilnehm
er-
Ereignisse Teilnehm
er-
Ereignisse Teilnehm
er-
Ereignisse Teilnehm
er-
Ereignisse Teilnehm
er-
         Innen
        Innen
        Innen
         Innen
        Innen
Friedensbew
egung
0,0
0,0
7,6
53,1
3,9
1,8
4,2
4,5
4,4
10,4
A
nti-A
K
W
-B
ew
egung
9,9
15,3
8,3
7,9
2,8
5,9
5,0
0,8
5,8
4,3
U
m
w
eltbew
egung
4,2
0,9
20,5
8,9
23,6
27,9
14,3
1,7
17,8
12,6
A
nti-R
assism
us
5,6
2,3
5,3
1,7
7,3
34,1
5,9
2,5
6,2
14,3
andere Solidaritätsbew
egungen
4,2
1,4
3,8
1,3
6,2
0,4
1,7
0,0
4,2
0,4
A
utonom
enbew
egung
2,8
0,3
1,5
0,0
0,0
0,0
0,8
0,1
1,0
0,1
andere gegenkulturelle B
ew
egungen
1,4
0,0
3,8
0,8
1,1
0,1
0,8
0,1
1,8
0,2
H
om
osexuellenbew
egung
0,0
0,0
0,8
0,3
1,1
7,3
2,5
31,2
1,2
16,4
Frauenbew
egung
4,2
22,1
4,5
1,4
0,6
0,1
0,0
0,0
2,0
1,1
Sum
m
e NSB
32,4
42,3
56,1
75,4
46,6
77,5
35,3
40,8
44,4
59,7
G
egenm
obilisierung zu N
SB
2,8
4,8
3,0
0,3
1,7
0,0
3,4
4,4
2,6
2,2
StudentInnenbew
egung
8,5
17,3
3,0
2,7
5,6
4,4
12,6
5,6
7,0
5,2
andere B
ildungsfragen
1,4
2,5
3,0
1,9
3,9
2,5
0,8
0,1
2,6
1,4
B
ürgerInnenrechte
2,8
0,0
0,0
0,0
1,1
5,6
0,0
0,0
0,8
2,1
A
rbeiterInnenbew
egung
1,4
0,0
3,0
9,6
4,5
1,7
12,6
6,4
5,6
4,8
andere M
obilisierung von Links
4,2
1,9
4,5
0,6
3,9
0,6
5,9
1,0
4,6
0,8
R
echtsextrem
ism
us
7,0
0,6
3,0
0,1
10,7
1,0
4,2
0,5
6,6
0,6
andere M
obilisierung von R
echts
8,5
9,4
4,5
2,3
4,5
2,2
0,8
0,0
4,2
1,5
regionale M
obilisierung
19,7
17,5
3,0
1,5
1,1
1,0
0,8
1,6
4,2
2,0
B
auernm
obilisierung
5,6
2,1
2,3
0,4
1,7
0,2
0,8
0,1
2,2
0,2
A
usländerInnenm
obilisierung
0,0
0,0
4,5
2,9
6,7
2,0
0,8
0,1
3,8
1,2
A
nti-Ö
V
P/FPÖ
-K
oalition
0,0
0,0
0,0
0,0
0,0
0,0
15,1
36,2
3,6
15,8
andere M
obilisierung (R
est)
5,6
1,7
9,8
2,3
7,9
1,2
6,7
3,4
7,8
2,4
Sum
m
e andere M
obilisierung
67,6
57,7
43,9
24,6
53,4
22,5
64,7
59,2
55,6
40,3
N
(71)
(132)
(178)
(119)
(500)
Q
uelle: eigene Erhebung
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Generell ist das Bild von einer großen the-
matischen Vielfalt geprägt. Zudem zeigt sich,
dass auf Basis der Protesthäufigkeit die Themen
der NSB etwas weniger mobilisieren als die rest-
lichen Themen, wogegen die NSB im gesam-
ten Untersuchungszeitraum mehr Teilneh-
merInnen mobilisierten. Dieser Umstand trifft
etwas abgeschwächt auch auf die Jahre 1975
bis 1989 zu und ist in vergleichender Perspekti-
ve einzigartig (vgl. Kriesi et al. 1995, 20–22).
Ein Vergleich der thematischen Schwer-
punkte nach Jahrzehnten zeigt in der Zielset-
zung der Proteste relevante Unterschiede: In den
1970er Jahren ist das Bild insgesamt noch rela-
tiv differenziert. Bei den Ereignissen nehmen
Proteste mit regionalem Bezug, darunter vor
allem der Konflikt zwischen der deutsch- und
der slowenischsprachigen Bevölkerung Kärn-
tens, die führende Rolle ein.25  Protestereignisse
der Anti-AKW-Bewegung, die letztlich in der
ersten Volksabstimmung der Zweiten Republik
gipfelten (Pelinka 1983), der StudentInnen-
bewegung sowie der Mobilisierung von Rechts,
worunter etwa die Proteste gegen die Erhöhung
der LKW-Steuer im Jahr 197826  fallen, liegen
gleich auf. Aufgrund der insgesamt sehr gerin-
gen Mobilisierung ist der regionalspezifische
Konflikt auch hinsichtlich der Zahl der Teil-
nehmerInnen prominent platziert. Dies gilt auch
für die Frauenbewegung, die StudentInnen-
bewegung und die Anti-AKW-Bewegung. Ge-
nerell dominieren aber sowohl in Hinblick auf
die Anzahl der Ereignisse als auch hinsichtlich
der TeilnehmerInnen traditionelle Konflikt-
felder. In den 1980er Jahren ist das Gesamtbild
deutlich homogener, da die Themen der NSB –
besonders mit Blick auf die Anzahl der Mobili-
sierten – überwiegen: dazu zählen die Friedens-
bewegung, die Umweltbewegung und die Anti-
AKW-Bewegung. Die Dominanz der Friedens-
bewegung (53,1 Prozent der TeilnehmerInnen)
ist auf den Beginn des Jahrzehnts zurückzufüh-
ren, vor allem auf die beiden großen Friedens-
demonstrationen von 1982 und 1983. Mit Blick
auf die Anzahl der TeilnehmerInnen war die
ArbeiterInnenbewegung ebenfalls relativ pro-
minent vertreten. In den 1990er Jahren ver-
schwinden zwei zentrale Komponenten der NSB
aus dem Blickfeld der Analyse: die Friedensbe-
wegung und die Anti-AKW-Bewegung. Auf
nationaler Ebene war der Anti-AKW-Konflikt
spätestens seit dem Reaktorunfall von Tscher-
nobyl (1986) beendet. Allerdings kam es nicht
zu einem völligen Abbau der Mobilisierung, da
sich der Konflikt auf die Beziehung Österreichs
mit seinen Nachbarstaaten verschob (Fawn
2006). Das Umweltthema blieb weiterhin zen-
tral, in Bezug auf die TeilnehmerInnenzahlen
weisen die Homosexuellen- und vor allem die
Anti-Rassismus-Bewegung ein deutlich gestie-
genes Mobilisierungsniveau auf. Und auch de-
ren Gegenstück, die rechtsextreme Mobilisie-
rung27 , bestimmt nun die Protestlandschaft. Die
erste Hälfte des neuen Jahrzehnts wird, wie
bereits mehrfach erwähnt, von den Protesten
gegen die Regierungsbildung im Jahr 2000 ge-
prägt. Mit Entscheidungen der ÖVP-FPÖ-Ko-
alition verbunden sind zudem die Studen-
tInnenproteste gegen die Einführung von
Studiengebühren sowie die Proteste der Arbei-
terInnenbewegung, deren hohes Mobilisie-
rungsniveau durch die Streikwelle im Zuge der
Pensionsreform 2003 unterstrichen wird. Rela-
tiv an Bedeutung verloren hat die Umwelt-
bewegung. Einzig das hohe Mobilisierungs-
niveau der Homosexuellenbewegung führt
dazu, dass die Themen der NSB im Vergleich
zu traditionellen Konfliktfeldern zu Beginn des
21. Jahrhunderts nicht noch weniger stark mo-
bilisieren als in den 1970er Jahren.
5. Zusammenfassung
Die seit den 1980er Jahren aufgetretenen
Veränderungen der österreichischen Politik
wurden vielfach als sehr weitgehend einge-
schätzt. Die hier vorgestellte Studie untersuch-
te nun erstmals mittels einer PEA die Entwick-
lung des Protestverhaltens im Längsschnitt und
ging dabei der Frage nach, ob sich, wie etwa im
Parteienwettbewerb, auch in dieser Arena sig-
nifikante Veränderungen konstatieren lassen.
Die Analyse des politischen Protests im Zeit-
raum von 1975 bis 2005 zeigte einen nur schwa-
chen Zuwachs an Protestereignissen. Die The-
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se, wonach das Jahr 2000 mit seinen heftigen
Protesten gegen die Regierungsbildung einen
Wendepunkt in Bezug auf unkonventionelle
politische Mobilisierung darstellte, muss daher
zurückgewiesen werden. Im internationalen
Vergleich ist das Protestverhalten in Österreich
immer noch schwach ausgeprägt. Dies zeigen
nicht nur die von uns erwähnten vergleichen-
den Protestereignisanalysen für den Zeitraum
von 1975 bis 198928 , sondern auch aktuelle Er-
gebnisse der Umfrageforschung (vgl. Norris et
al. 2005, 199). Ferner bestätigen unsere Daten
den Eindruck, dass die NSB in vergleichender
Perspektive erst spät, in den 1980er Jahren mo-
bilisierten (vgl. Gottweis 1997) und niemals so
stark wie in anderen westeuropäischen Ländern.
Unsere Daten ermöglichen es auch, die Entwick-
lung einzelner Komponenten dieser Bewe-
gungsfamilie nachzuzeichnen: Auf Basis der
mobilisierten TeilnehmerInnen sehen wir eine
starke Rolle der Frauen- und Anti-AKW-Bewe-
gung in den 1970er Jahren, der Friedensbewe-
gung in den 1980er Jahren, der Anti-Rassismus-
und Umweltbewegung in den 1990er Jahren
sowie der Homosexuellenbewegung in den
2000er Jahren. Insgesamt haben seit den 1990er
Jahren alte und neue Bewegungen der politi-
schen Linken (ArbeiterInnen, Studierende, Anti-
Rassismus-Initiativen), nicht zuletzt als Reak-
tion auf den Aufstieg der Neuen Rechten, rela-
tiv stärker zum Mittel außerparlamentarischer
Mobilisierung gegriffen, doch bleibt deren Aus-
maß immer noch gering. Zudem ist das Aktions-
repertoire während des gesamten Unter-
suchungszeitraums in für Österreich typischer
Weise gemäßigt.
Unsere empirischen Befunde decken sich
mit den aus dem politischen Kontext hergelei-
teten Hypothesen. Die Ursachen für diese über-
raschende Stabilität sind daher in den spezifi-
schen, immer noch relativ stabilen Ausprägun-
gen der politischen Opportunitätsstrukturen und
Akteurskonfigurationen zu suchen. Dazu zäh-
len vor allem der Charakter Österreichs als star-
ker Staat und die Absicht der politischen
HerausforderInnen, in informelle Verfahren der
Entscheidungsfindung eingebunden zu werden.
Ein zentraler Grund für die geringe außerparla-
mentarische Mobilisierung ist schließlich die
starke Bindekraft der parteipolitischen Arena.
Die Anzahl der Parteien und die ideologische
Polarisierung des Parteiensystems haben im
Untersuchungszeitraum zugenommen. Neue
politische Forderungen oder auch nur diffuse
Unzufriedenheit mit politischen Eliten finden in
Österreich deshalb primär in institutionellen
Bahnen ihr Gehör.
ANMERKUNGEN
1 Van Deth (2003) bietet einen Überblick über ver-
schiedene Formen politischer Partizipation.
2 Generell bezeichnet das Konzept „repertoires of
contention“ (Tilly 1986) das wiederkehrende, vor-
aussagbare und begrenzte Set an spezifischen
Protesttaktiken oder -formen, die von kollektiven
Akteuren in einer Kampagne benutzt werden. Mit
dem Begriff „Aktionsrepertoire“ verweisen wir auf
die für ein Land typischen Protestformen.
3 Eine systematische Analyse für das Bundesland
Salzburg boten jedoch Kandolf und Morscher
(1987).
4 Vgl. u.a. Foltin (2004).
5 So ist etwa im jüngsten Überblickswerk über Poli-
tik in Österreich (Dachs et al. 2006) kein einschlä-
giges Kapitel vorhanden.
6 Die Neuen Sozialen Bewegungen umfassen die
Umweltbewegung, die Anti-Atomkraftbewegung,
die Friedensbewegung, die Solidaritätsbewegung,
die Frauenbewegung, die Autonomenbewegung und
weitere Bewegungen zum Schutz diskriminierter
Minderheiten (z.B. die Homosexuellenbewegung)
(vgl. Kriesi et al. 1995, xviii).
7 Bis in die 1970er Jahre war die Erklärungskraft der
Sozialstruktur für das Wahlverhalten größer als in
den meisten anderen westeuropäischen Ländern
(Haerpfer/Gehmacher 1984; Haerpfer 1985). Zudem
wurden die beiden Lager durch starke Verbände or-
ganisatorisch integriert und durch die Großparteien
politisch vertreten. Dies zeigt sich empirisch auch
an der – gerade in vergleichender Perspektive –
immer noch großen Zahl an Parteimitgliedern (Mair/
Van Biezen 2001).
8 Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang der
1995 erfolgte EU-Beitritt. Dieses Thema gab jedoch
aufgrund seiner Einbettung in den Parteien-
wettbewerb und der verfassungsrechtlich vorge-
schriebenen Abhaltung einer Volksabstimmung
kaum Anlass zu politischem Protest.
9 Dieser Datensatz entstand im Rahmen des laufen-
den Projektes „Politischer Wandel in entgrenzten
Räumen. Nationale und transnationale Kampagnen
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im Vergleich“ (SFB 536 „Reflexive Moderni-
sierung“, Teilprojekt C5). Die Projektleitung obliegt
Edgar Grande (Universität München) und Hanspeter
Kriesi (Universität Zürich). Swen Hutter beaufsich-
tigte die Selektion und Codierung der Zeitungsarti-
kel durch die studentischen Hilfskräfte Simone
Bender, Hanna Schwenzer und Sonja Stollreiter.
10 Die zweite zentrale Forschungsstrategie für solche
Fragestellungen, vor allem in Nachfolge der klassi-
schen Studie „Political Action“ (Barnes/Kaase
1979), ist die Umfrageforschung.
11 Die Liste umfasst demonstrative (z.B. Unter-
schriftensammlung, Demonstration), konfrontative
(z.B. Hungerstreik, Besetzung) und gewalttätige
Formen (z.B. Entführung, Brandanschlag).
12 Wir codierten alle Ereignisse, die in der Montags-
ausgabe erwähnt wurden und sich im Zeitraum eine
Woche vor bzw. nach Erscheinen der Zeitung ereig-
net haben. Zudem codierten wir jeweils die folgen-
de Wochentagsausgabe, wenn am Montag aufgrund
eines Feiertages keine Zeitung erschienen ist.
13 Die Ausgaben der Presse sind ab Mai 1993 über die
Datenbank Factiva (http://www.factiva.com/de/)
verfügbar. Für das Jahr 2000 wurde das Selektions-
verfahren auf Basis der Papierausgabe (manuelle
Selektion) mit der elektronischen Selektion vergli-
chen, wobei 82 Prozent der Protestereignisse mit
beiden Selektionsverfahren entdeckt wurden (n=34).
Ein Ereignis wurde nur bei der manuellen Selektion
gefunden, wogegen die elektronische Suche vier zu-
sätzliche Ereignisse lieferte. Diese Resultate decken
sich mit einem umfassenderen Pretest für die
Schweiz (Neue Zürcher Zeitung 1993–1999;
n=464). Ein Vergleich über die verschiedenen Vari-
ablen (u.a. TeilnehmerInnenzahlen, Themen, For-
men, Jahre) hinweg zeigt aber, dass der relative
Anteil der Beobachtungen und somit die Interpreta-
tion der Ergebnisse bei beiden Selektionsverfahren
nahezu ident sind.
14 Um die Verzerrung aufgrund dieser Auswahl ein-
zuschätzen, verglichen wir für das Jahr 2000 die
Berichterstattung der Presse mit derjenigen des Stan-
dards. Keine Unterschiede gab es bei der Anzahl
der Ereignisse (n=32), nahezu gleich waren die
Anzahl der ProtestteilnehmerInnen und die Vertei-
lung auf die verschiedenen Aktionsformen. Stärke-
re Unterschiede zeigten sich bei der Themenvariable,
da der Standard u.a. einen höheren Anteil an Anti-
Regierungs-Protesten (60 Prozent) als die Presse (43
Prozent) enthielt. Allerdings ist die Berichterstat-
tung der beiden Zeitungen bezüglich der Rangfolge
der verschiedenen Themenbereiche sehr ähnlich.
15 Fehlende TeilnehmerInnenzahlen wurden durch den
Medianwert der übrigen Protestereignisse mit glei-
cher Aktionsform ersetzt. Diese Vorgehensweise ist
robuster gegenüber Ausreißern als der arithmetische
Mittelwert.
16 Vgl. http://wko.at/statistik/Extranet/Langzeit/Lang-
Streiks.pdf [14.6.2007].
17 Natürlich muss diese Zahl mit Vorsicht interpretiert
werden, da u.a. die Größe eines Landes und der
Gesamtumfang der Berichterstattung die Anzahl der
Protestereignisse beeinflussen.
18 Dieser Wert bezieht sich wiederum auf die Jahre
1975 bis 1989 und beinhaltet auch die Streikdaten.
19 Nimmt man jedoch die Streiktage bzw. Streik-
minuten pro ArbeitnehmerIn als Referenzwert, wur-
de 1950 der bislang höchste Wert erreicht.
20 Der relative Anteil demonstrativer Formen (inkl.
Petitionen und Festivals) ist in Österreich – nach
der Schweiz – am zweithöchsten.
21 Dazu zählten etwa Aktionen der linken „Justiz-
guerillos“.
22 Die in Tabelle 2 mit 7,8 Prozent ausgewiesene Ka-
tegorie „andere Mobilisierung (Rest)“ ist für nicht
einordenbare Protestereignisse reserviert und wird
hier nicht berücksichtigt.
23 Diese Proteste könnten auch der Kategorie „andere
Mobilisierung von Links“ zugeordnet werden. Wir
entschieden uns aber für die Bildung einer eigenen
Kategorie.
24 Der Protestcharakter dieser Veranstaltung ist jedoch
stärker ausgeprägt als dies etwa bei den Festivals
der Parteien der Fall ist. Daher ist z.B. das
Donauinselfest der Wiener SPÖ nicht als Protest-
ereignis erfasst worden.
25 Der Höhepunkt dieses Konfliktes, die als „Orts-
tafelsturm“ bezeichnete gewaltsame Entfernung
zweisprachiger Ortstafeln, fand jedoch bereits im
Herbst 1972 und somit vor Beginn unseres
Untersuchungszeitraums statt (vgl. Gstettner 2004;
Kriechbaumer 1981, 175–209).
26 Diese Proteste wurden nicht der Kategorie „Gegen-
mobilisierung zu NSB“ zugewiesen, da in den von
uns codierten Artikeln weder die Befürworter noch
die Gegner der Steuererhöhung das Thema Umwelt
erwähnten.
27 Dazu zählen u.a. der Anschlag auf die Roma-Fami-
lie in Oberwart, verschiedene Aufmärsche
deutschnationaler StudentInnengruppen sowie Pro-
teste gegen Asylunterkünfte.
28 Im Rahmen unseres Projektes (vgl. EN 9) entsteht
ein Datensatz, der Protestereignisse in sechs Län-
dern (Österreich, Schweiz, Deutschland, Frankreich,
Niederlande und Großbritannien) über den Zeitraum
von 1975 bis 2006 erfassen wird.
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